
GUBISCH MASCHINENFABRIK/PALUMBO 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Sechste Kammer) 
8. Dezember 1987* 

In der Rechtssache 144/86 

wegen eines dem Gerichtshof gemäß dem Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend 
die Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen durch den Gerichtshof von der Corte suprema di cassazione, Rom, 
in dem bei dieser anhängigen Rechtsstreit 

Gubisch Maschinenfabrik KG, Flensburg, 

gegen 

Giulio Palumbo, Rom, 

vorgelegten Ersuchens um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 21 
des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(ABl. L 299, S. 32) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung der Kammerpräsidenten O. Due und G. C. Rodríguez Iglesias, 
der Richter T. Koopmans, K. Bahlmann und C. Kakouris, 

Generalanwalt: G. F. Mancini 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Firma Gubisch, im schriftlichen Verfahren vertreten durch Rechtsanwalt 
E. Meissner, 

— Regierung der Bundesrepublik Deutschland, im schriftlichen Verfahren vertre­
ten durch Ch. Böhmer, 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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— Regierung der Italienischen Republik, im schriftlichen Verfahren vertreten 
durch O. Fiumara, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, im schriftlichen Verfahren und 
in der mündlichen Verhandlung vertreten durch G. Berardis, 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 19. März 
1987, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 11. Juni 
1987, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Corte suprema di cassazione hat mit Beschluß vom 9. Januar 1986, beim Ge­
richtshof eingegangen am 12. Juni 1986, gemäß dem Protokoll vom 3. Juni 1971 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (nachstehend: Übereinkommen) durch den Gerichtshof 
eine Frage nach der Auslegung von Artikel 21 des Übereinkommens zur Vorabent­
scheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen der Gubisch Maschinenfa­
brik KG, Flensburg (Bundesrepublik Deutschland), und Herrn Palumbo, Rom, in' 
dem es um die Gültigkeit eines Kaufvertrags geht. Palumbo hat gegen die Firma 
Gubisch beim Tribunale Rom Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit dieses 
Vertrags erhoben mit der Begründung, sein Auftragsangebot sei zurückgenommen 
worden, bevor es der Firma Gubisch zwecks Annahme zugegangen sei; hilfsweise 
hat er beantragt, den Vertrag wegen Einigungsmangels für unwirksam zu erklären, 
und weiter hilfsweise, die Auflösung des Vertrags auszusprechen, da die Lieferfrist 
von der Firma Gubisch nicht eingehalten worden sei. 
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3 Letztere hat gemäß Artikel 21 des Übereinkommens die Unzuständigkeit des Tri­
bunale Rom mit der Begründung geltend gemacht, sie habe zuerst beim Landge­
richt Flensburg gegen Palumbo Klage auf Erfüllung dieses Vertrags, d. h. auf 
Zahlung des Kaufpreises für die Maschine, erhoben. 

4 Nachdem das Tribunale Rom die auf Artikel 21 des Übereinkommens gestützte 
Einrede der Rechtshängigkeit zurückgewiesen hat, hat die Firma Gubisch die 
Corte suprema di cassazione angerufen, die das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt hat: 

„Umfaßt der Begriff der ,Rechtshängigkeit' im Sinne von Artikel 21 des Brüsseler 
Übereinkommens vom 27. September 1968 auch den Fall, daß eine Partei vor dem 
Gericht eines Vertragsstaats die Feststellung der Unwirksamkeit (oder jedenfalls 
die Auflösung) eines Vertrags begehrt, während die andere Partei vor dem Gericht 
eines anderen Vertragsstaats auf Erfüllung desselben Vertrags klagt?" 

5 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und der beim 
Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen wird auf den Sitzungsbericht 
verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die 
Begründung des Urteils dies erfordert. 

6 Für die Antwort auf die vorgelegte Frage ist vorab zu klären, ob die in Artikel 21 
des Übereinkommens zur Umschreibung der Voraussetzungen der Rechtshängig­
keit — der Ausdruck kommt nur in der Überschrift des achten Abschnitts des 
Titels II vor — verwendeten Begriffe autonom auszulegen sind oder ob sie als 
Verweisung auf das innerstaatliche Recht eines der beiden betroffenen Staaten zu 
gelten haben. 

7 Wie der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 6. Oktober 1976 in der Rechts­
sache 12/76 (Tessili, Slg. 1976, 1473) entschieden hat, gebührt keiner dieser bei­
den Möglichkeiten unter Ausschluß der anderen, der Vorrang, da eine sachge­
rechte Entscheidung nur für jede Bestimmung des Übereinkommens gesondert ge­
troffen werden kann; hierbei ist jedoch die volle Wirksamkeit des Übereinkom­
mens unter dem Gesichtspunkt der Ziele des Artikels 220 EWG-Vertrag sicherzu­
stellen. 
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8 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß das Übereinkommen nach 
seiner Präambel, die teilweise den Wortlaut des Artikels 220 EWG-Vertrag wie­
dergibt, unter anderem die Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher Ent­
scheidungen erleichtern und innerhalb der Gemeinschaft den Rechtsschutz der 
dort ansässigen Personen verstärken soll. Was insbesondere Artikel 21 angeht, so 
gehört er zusammen mit Artikel 22 betreffend den Sachzusammenhang zum ach­
ten Abschnitt des Titels II des Übereinkommens; dieser Abschnitt hat im Interesse 
einer geordneten Rechtspflege in der Gemeinschaft zum Ziel, Parallelverfahren vor 
Gerichten verschiedener Vertragsstaaten und daraus möglicherweise resultierende 
gegensätzliche Entscheidungen zu verhindern. Diese Regelung soll mithin, soweit 
wie möglich, von vornherein eine Situation ausschließen, wie sie in Artikel 27 
Nr. 3 geregelt ist, nämlich die Nichtanerkennung einer Entscheidung wegen Un­
vereinbarkeit mit einer Entscheidung, die zwischen denselben Parteien in dem 
Staat, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, ergangen ist. 

9 Der Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 30. November 1976 in der Rechtssache 
42/76 (De Wolf, Slg. 1976, 1759) die Bedeutung dieser Zielsetzung des Überein­
kommens auch über den eigentlichen Bereich der Rechtshängigkeit hinaus durch 
die Feststellung anerkannt, daß es mit dem Sinn der Artikel 26 ff. betreffend die 
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen unvereinbar wäre, einen Rechtsstreit 
zuzulassen, der denselben Gegenstand hat und zwischen denselben Parteien ge­
führt wird wie ein bereits von einem Gericht eines anderen Vertragsstaats entschie­
dener Rechtsstreit. 

10 Auf der anderen Seite ist darauf hinzuweisen, daß der Begriff der Rechtshängig­
keit nicht in allen Rechtsordnungen der Vertragsstaaten der gleiche ist und daß, 
wie der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 7. Juni 1984 in der Rechtssache 
129/83 (Zeiger, Slg. 1984, 2397) festgestellt hat, ein gemeinsamer Begriff der 
Rechtshängigkeit nicht durch eine Gegenüberstellung der verschiedenen inner­
staatlichen Bestimmungen gewonnen werden kann. 

n Angesichts der vorstehend dargelegten Ziele des Übereinkommens sowie des Um¬ 
stands, daß Artikel 21 nicht auf den Begriff der Rechtshängigkeit verweist, wie er 
in den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsordnungen der Vertragsstaaten anzu­
treffen ist, sondern mehrere materielle Voraussetzungen als Elemente einer Defini­
tion enthält, ist davon auszugehen, daß die in Artikel 21 zur Umschreibung der 
Rechtshängigkeit verwendeten Begriffe als autonom verstanden werden müssen. 
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1 2 Dieses Ergebnis steht nicht im Widerspruch zu dem erwähnten Urteil vom 7. Juni 
1984, in dem der Gerichtshof ausgeführt hat, daß die Frage, in welchem Zeitpunkt 
ein Verfahren rechtshängig im Sinne des Artikels 21 ist, für jedes Gericht nach 
seinem jeweiligen nationalen Recht zu beurteilen und zu entscheiden ist. Dieser 
Überlegung liegt nämlich die Tatsache zugrunde, daß dieser Artikel keine Anga­
ben über die Art der entsprechenden Verfahrensformalien enthält, weil das Über­
einkommen nicht die Vereinheitlichung dieser Formalien bezweckt, die eng mit 
der Organisation des Gerichtsverfahrens in den einzelnen Staaten verknüpft sind. 
Sie kann deshalb die Auslegung des materiellen Gehalts der in Artikel 21 aufge­
stellten Voraussetzungen der Rechtshängigkeit nicht präjudizieren. 

1 3 Die Frage, ob eine prozessuale Situation, wie sie im vorliegenden Fall gegeben ist, 
von Artikel 21 erfaßt wird, ist deshalb unter Berücksichtigung der vorerwähnten 
Ziele und unter Wahrung des zwischen Artikel 21 und Artikel 27 Nr. 3 bestehen­
den Zusammenhangs zu beantworten. Diese Situation ist dadurch gekennzeichnet, 
daß eine Partei, nachdem sie vor einem Gericht erster Instanz Klage auf eine in 
einem internationalen Kaufvertrag vereinbarte Leistung erhoben hat, von der an­
deren Partei in einem anderen Vertragsstaat wegen Feststellung der Unwirksam­
keit oder Auflösung desselben Vertrags verklagt wird. 

1 4 Insoweit ist zunächst festzustellen, daß Artikel 21 Anwendung findet, wenn die 
Parteien der beiden Prozesse dieselben sind und wenn beide Klagen wegen dessel­
ben Anspruchs anhängig gemacht worden sind; weitere Voraussetzungen stellt die­
ser Artikel nicht auf. Auch wenn die deutsche Fassung des Artikels 21 nicht aus­
drücklich zwischen den Begriffen „Gegenstand" und „Grundlage" des Anspruchs 
unterscheidet, so ist sie doch im gleichen Sinn zu verstehen wie die Fassungen in 
den anderen Sprachen, die alle diese Unterscheidung treffen. 

15 Die wesentlichen Merkmale der mit der Vorlagefrage angesprochenen prozessua­
len Situation bestehen darin, daß dieselben Parteien in verschiedenen Vertragsstaa­
ten zwei auf derselben „Grundlage", nämlich demselben Vertragsverhältnis, beru­
hende Rechtsstreitigkeiten führen. Es stellt sich somit die Frage, ob diese beiden 
Rechtsstreitigkeiten denselben „Gegenstand" haben, wenn die Klage im ersten Fall 
auf die Erfüllung und im zweiten Fall auf die Feststellung der Unwirksamkeit oder 
die Auflösung ein und desselben Vertrags gerichtet ist. 
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16 Vor allem wenn es wie im vorliegenden Fall um den internationalen Kauf bewegli­
cher Sachen geht, verfolgt die auf Vertragserfüllung gerichtete Klage den Zweck, 
diesen Vertrag wirksam werden zu lassen, während die Klage auf Feststellung der 
Unwirksamkeit und Auflösung ihm gerade jede Wirksamkeit nehmen soll. Kern­
punkt beider Rechtsstreitigkeiten ist somit die Wirksamkeit dieses Vertrags. Ist die 
Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit oder Auflösung die zuletzt eingereichte 
Klage, so kann in ihr sogar ein bloßes Verteidigungsmittel gegen die erste Klage 
gesehen werden, das in Form einer selbständigen Klage vor dem Gericht eines 
anderen Vertragsstaats geltend gemacht wird. 

17 Angesichts dieser prozessualen Gegebenheiten ist festzustellen, daß beide Rechts­
streitigkeiten den gleichen Gegenstand haben, wobei dieser Begriff nicht auf die 
formale Identität der beiden Klagen beschränkt werden kann. 

18 Würden nämlich in einem Fall wie dem vorliegenden die streitigen Fragen in be­
zug auf ein und denselben internationalen Kaufvertrag nicht allein von dem Ge­
richt entschieden, bei dem die Klage auf Erfüllung des Vertrags anhängig ist und 
das als erstes angerufen worden ist, so müßte die auf Erfüllung des Vertrags kla­
gende Partei damit rechnen, daß ihr gemäß Artikel 27 Nr. 3 die Anerkennung 
einer zu ihren Gunsten ergangenen Entscheidung verweigert würde, obgleich ein 
etwaiges auf die Unwirksamkeit des Vertrags gestütztes Verteidigungsvorbringen 
der beklagten Partei zurückgewiesen worden ist. Denn zweifellos würde die Aner­
kennung einer in einem Vertragsstaat ergangenen gerichtlichen Entscheidung, 
durch die die Verurteilung zur Erfüllung eines Vertrags ausgesprochen wird, im 
ersuchten Staat abgelehnt, wenn eine Entscheidung eines Gerichts dieses Staates 
vorläge, die die Unwirksamkeit oder die Auflösung desselben Vertrags ausspricht. 
Ein solches Ergebnis, das die Wirkung jeder gerichtlichen Entscheidung auf das 
nationale Hoheitsgebiet beschränkte, liefe den Zielen des Übereinkommens zuwi­
der, das auf eine Verstärkung des Rechtsschutzes innerhalb der gesamten Gemein­
schaft und eine Erleichterung der Anerkennung der in jedem Vertragsstaat ergan­
genen gerichtlichen Entscheidungen in jedem anderen Vertragsstaat gerichtet ist. 

19 Deshalb ist dem nationalen Gericht zu antworten, daß der Begriff der Rechtshän­
gigkeit im Sinne von Artikel 21 des Übereinkommens vom 27. September 1968 den 
Fall umfaßt, daß eine Partei vor dem Gericht eines Vertragsstaats die Feststellung 
der Unwirksamkeit oder die Auflösung eines internationalen Kaufvertrags begehrt,. 
während eine Klage der anderen Partei auf Erfüllung desselben Vertrags vor dem 
Gericht eines anderen Vertragsstaats anhängig ist. 

4876 



GUBISCH MASCHINENFABRIK/PALUMBO 

Kosten 

20 Die Auslagen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, der Regierung der 
Italienischen Republik und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die 
vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. 
Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof 
ein Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die 
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

auf die ihm von der Corte suprema di cassazione mit Beschluß vom 9. Januar 1986 
vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Der Begriff der Rechtshängigkeit im Sinne von Artikel 21 des Übereinkommens 
vom 27. September 1968 umfaßt den Fall, daß eine Partei vor dem Gericht eines 
Vertragsstaats die Feststellung der Unwirksamkeit oder die Auflösung eines interna­
tionalen Kaufvertrags begehrt, während eine Klage der anderen Partei auf Erfül­
lung desselben Vertrags vor dem Gericht eines anderen Vertragsstaats anhängig ist. 

Due Rodríguez Iglesias 

Koopmans Bahlmann Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. Dezember 1987. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Sechsten Kammer 

O. Due 
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